
Ordnungsbehördliche Verordnung zur Aufhebung der Ordnungsbehördlichen Verord­

nung über das Verbot des Verkaufs sowie der Ab- und Weitergabe von Distickstoffmo­

noxid „Lachgas" an Minderjährige in der Stadt Bochum 

Vom /1003. 2026 

Aufgrund der §§ 27 ff. des Gesetzes über Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehörden in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Mai 1980 (GV. NRW. S. 528), das zuletzt durch 

Artikel 7 des Gesetzes vom 10. Dezember 2024 (GV. NRW. S. 1184) geändert worden ist, 

verordnet die Stadt Bochum als örtliche Ordnungsbehörde gemäß dem Beschluss des Rates 

der Stadt Bochum in der Sitzung �m 16.07.2026 für das Gebiet der Stadt Bochum: 

§ 1

Gegenstand der Ordnungsbehördlichen Aufhebungsverordnung 

Die Ordnungsbehördliche Verordnung über das Verbot des Verkaufs sowie der Ab- und Wei­
tergabe von Distickstoffmonoxid „Lachgas" an Minderjährige in der Stadt Bochum vom 

14.07.2025 wird aufgehoben. 

§2

Inkrafttreten 

Diese Ordnungsbehördliche Verordnung tritt eine Woche nach dem Tage ihrer Verkündung 

in Kraft. 

Die vorstehende ordnungsbehördliche Verordnung wird hiermit verkündet. 

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen kann nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren
wurde nicht durchgeführt,

b) die ordnungsbehördliche Verordnung ist nicht ordnungsgemäß verkündet worden,

c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.
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